
Aktenzeichen: 10 AZR 5/92 
Bundesarbeitsgericht 10. Senat

I. Arbeitsgericht 
Bayreuth

II. Landesarbeitsgericht Nürnberg

Urteil vom 03. März 1993- 10 AZR 5/92 -
Urteil vom 27. November 1990
- 1 Ca 805/90 -
Urteil vom 18. November 1991
- 7 Sa 704/90 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : NeinFür das Bundesarchiv : Nein

Entscheidungsstichwort:
Weihnachtsgeld - Kündigung aus Rationalisierungsgründen

Gesetz: Manteltarifvertrag Nr. 4 für die gewerblichen Arbeitnehmer 
des Bewachungsgewerbes in Bayern vom 27. November 1986 
§ 15 Ziff. 3 Buchst, d
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10 AZR 5/92 
7 Sa 704/90 Nürnberg
Verkündet am 
3. März 1993
Bartel,Reg.-Sekretärin 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil
In Sachen

PP.

hat der Zehnte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der münd­
lichen Verhandlung vom 3. März 1993 durch den Vorsitzenden Rich­
ter Matthes, die Richter Dr. Freitag und Hauck sowie die ehren­
amtlichen Richter Dr. Meyer und Großmann für Recht erkannt:
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1, Die Revision des Klägers gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Nürnberg vom 18. No­
vember 1991 - 7 Sa 704/90 - wird zurückge­
wiesen.

2. Der Kläger trägt die Kosten der Revision.
V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten über ein anteiliges tarifliches Weih­
nachtsgeld für das Jahr 1990.

Der Kläger war bei der Beklagten, die einen Sicherheits­
dienst betreibt, als Wachmann beschäftigt. Er wurde zur Bewachung 
des Geländes der Firma H eingesetzt. Nachdem die Firma den 
Bewachungsauftrag gekündigt hatte, kündigte die Beklagte dem Klä­
ger zum 30. Juni 1990. Der Kläger wurde von dem Bewachungsunter­
nehmen, dem der Bewachungsauftrag übertragen wurde, weiterbe­
schäftigt.

Auf das Arbeitsverhältnis der Parteien fand aufgrund beider­
seitiger Tarifgebundenheit der Manteltarifvertrag Nr. 4 für die 
gewerblichen Arbeitnehmer des Bewachungsgewerbes in Bayern vom 
27. November 1986 (MTV) Anwendung. Dieser sieht die Zahlung eines 
Weihnachtsgeldes vor, dessen Höhe sich nach der Dauer der Be­
triebszugehörigkeit richtet.
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In § 6 Ziffer 1 Buchst, a MTV ist bestimmt:
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♦ • *Zeiten der Betriebszugehörigkeit, die bei einem 
anderen Arbeitgeber erbracht wurden, werden voll angerechnet, wenn der Arbeitnehmer unmittelbar 
von einem tarifgebundenen Arbeitgeber in einen 
anderen Betrieb wechselt, der den tarifvertrag- 
lichen Bestimmungen des Bewachungsgewerbes in 
Bayern unterliegt.

§ 15 Ziffer 3 MTV lautet:

Die während eines Kalenderjahres ausscheiden­den Arbeitnehmer erhalten das Urlaubs- bzw. 
Weihnachtsgeld (Zwölftel) anteilmäßig nur 
dann, wenn dem Ausscheiden folgende Kriterien 
zugrunde liegen:

a) Erreichung der Altersgrenze
b) bei Inanspruchnahme der flexiblen Altersgrenze
c) bei Berufs- oder Erwerbsunfähigkeitd) bei Kündigung durch den Arbeitgeber aus Ratio­

nalisierungsgründen .
Bei fristloser Auflösung des ArbeitsVerhält­
nisses besteht kein Anspruch auf das Urlaubs- 
bzw. auf das Weihnachtsgeld.

Der Kläger vertritt die Auffassung, ihm stehe ein Anspruch 
auf anteiliges Weihnachtsgeld nach § 15 Ziffer 3 Buchst, d MTV 
zu. Die Kündigung seines Arbeitsverhältnisses sei aus Rationali­
sierungsgründen erfolgt. Dieser Begriff sei weit auszulegen und 
umfasse deshalb alle Kündigungsgründe, die im Bereich des Arbeit­
gebers lägen. Dazu zähle auch eine Kündigung des Arbeitsverhält­
nisses wegen Wegfalls des Bewachungsauftrags.

Der Kläger hat beantragt,
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die Beklagte zu verurteilen, an ihn 333,63 DM 
brutto nebst 4 % Zinsen aus dem entsprechenden 
Nettobetrag seit dem 23. August 1990 zu zahlen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Die Be­
klagte vertritt die Auffassung, dem Kläger stehe ein Anspruch auf 
anteiliges Weihnachtsgeld nicht zu. Eine Kündigung wegen des Weg­
falls des Bewachungsauftrags sei keine Kündigung aus Rationali­
sierungsgründen. Die Tarifvertragsparteien hätten den Anspruch 
auf anteiliges Weihnachtsgeld nicht in allen Fällen betriebsbe­
dingter Kündigungen gewähren wollen. Es sei branchentypisch, daß 
bei Wegfall eines Bewachungsauftrags das Personal zu dem Unter-

(nehmen wechsele, dem der Bewachungsauftrag übertragen werde. Des­
halb hätten sie in diesem Falle einen Anspruch auf Weihnachtsgeld 
nach § 6 Ziffer 1 Buchst, a MTV gegenüber dem neuen Arbeitgeber 
begründet. Der bisherige Arbeitgeber solle demgegenüber mit dem 
Anspruch auf anteiliges Weihnachtsgeld nicht belastet werden.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Das Landesar­
beitsgericht hat sie abgewiesen. Mit der Revision begehrt der 
Kläger die Wiederherstellung des erstinstanzlichen Urteils. Die 
Beklagte beantragt, die Revision zurückzuweisen.

E n t s c h e i d u n q s q r ü n d e  :

Die Revision ist unbegründet. Dem Kläger steht ein Anspruch 
auf anteiliges Weihnachtsgeld für das Jahr 1990 nicht zu.
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I. Zutreffend nimmt das Landesarbeitsgericht an, daß die tarif­
lichen Voraussetzungen für einen Anspruch auf anteiliges Weih­
nachtsgeld nach § 15 Ziffer 3 Buchst, d MTV nicht vorliegen. Die 
Kündigung des Arbeitsverhältnisses des Klägers ist nicht aus Ra­
tionalisierungsgründen erfolgt.

1. Weder der Tarifwortlaut noch der tarifliche GesamtZusammen­
hang, die bei der Tarifauslegung maßgebend zu berücksichtigen 
sind (vgl. BAGE 46, 308, 313 = AP Nr. 135 zu § 1 TVG Auslegung), 
lassen den Schluß zu, daß eine Kündigung des Arbeitsverhältnisses 
eines Wachmanns, dessen Arbeitsplatz wegen der Kündigung des Be­
wachungsauftrags durch den Auftraggeber wegfällt, als Kündigung 
aus Rationalisierungsgründen i.S. von § 15 Ziffer 3 Buchst, d MTV 
anzusehen ist.

a) Die Tarifvertragsparteien haben den Begriff der "Rationali­
sierungsgründe" nicht besonders erläutert. Der Begriff der "Ra­
tionalisierung" hat aber in der Rechtsterminologie einen bestimm­
ten Inhalt. Deshalb ist davon auszugehen, daß die Tarifvertrags­
parteien ihn auch in diesem Sinne verstanden und angewendet wis­
sen wollen, soweit sich nicht aus dem Tarifvertrag etwas anderes 
ergibt (vgl. BAG Urteil vom 29. September 1976 - 4 AZR 381/75 - 
AP Nr. 2 zu § 1 TVG Tarifverträge: Papierindustrie).

Vom Begriff der Rationalisierung werden Maßnahmen erfaßt, 
die die zweckmäßige Gestaltung der Arbeitsvorgänge zum Ziel 
haben, um die Wirtschaftlichkeit des Unternehmens zu steigern 
(§ 106 Abs. 3 Nr. 4 BetrVG; Fitting/Auffahrt/Kaiser/Heither,
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BetrVG, 17. Aufl., § 106 Rz 17). Diese Maßnahmen können im tech­
nischen, betriebsorganisatorischen oder wirtschaftlichen Bereich 
liegen. Rationalisierungsmaßnahmen gehören nach der ständigen 
Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts zu den innerbetriebli­
chen Umständen, aus denen sich die betrieblichen Erfordernisse 
für eine Kündigung ergeben können. Eine Kündigung wegen Auftrags­
mangels bzw. eine Kündigung wegen des Wegfalls eines Auftrags, 
durch den die Beschäftigungsmöglichkeit eines Arbeitnehmers ent­
fällt, beruht demgegenüber nach der kündigungsrechtlichen Termi­
nologie auf außerbetrieblichen Umständen (vgl. BAGE 55, 262 = AP 
Nr. 42 zu § 1 KSchG 1969 Betriebsbedingte Kündigung; BAG Urteil 
vom 15. Juni 1989 - 2 AZR 600/88 - AP Nr. 45 zu § 1 KSchG 1969 
Betriebsbedingte Kündigung).

Wenn die Tarifvertragsparteien demgemäß in § 15 Ziffer 3 
Buchst, d MTV den Anspruch auf ein anteiliges Weihnachtsgeld 
nicht nur von einer betriebsbedingten Kündigung durch den Arbeit­
geber schlechthin abhängig machen, sondern eine Kündigung aus Ra­
tionalisierungsgründen fordern, so folgt daraus, daß nur eine 
Kündigung wegen einer Unternehmerentscheidung aus innerbetrieb­
lichen Gründen anspruchsbegründend wirken soll. Ein Ausscheiden 
des Arbeitnehmers aufgrund einer Kündigung wegen des Wegfalls 
eines Kundenauftrags kann deshalb nach dem Wortlaut des § 15 Zif­
fer 3 Buchst, d MTV nicht zu einem Anspruch auf anteiliges Weih­
nachtsgeld führen.

b) Diese Auslegung wird durch den tariflichen GesamtZusammen­
hang bestätigt.
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Der Anspruch auf anteiliges Weihnachtsgeld besteht in den 
Fällen des § 15 Ziffer 3 Buchst, a bis c MTV. Bei Ausscheiden 
wegen Alters oder Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit ginge dem Ar­
beitnehmer ohne diese tariflichen Bestimmungen der Anspruch auf 
das Weihnachtsgeld in vollem Umfange verloren. Das gleiche gilt 
für den Fall einer Kündigung aus Rationalisierungsgründen, die im 
Bewachungsgewerbe, z.B. insbesondere bei der Einführung tech­
nischer ÜberwachungsSysteme, die zum Wegfall des Arbeitsplatzes 
führen, in Betracht kommt. Demgegenüber erwächst dem Arbeitnehmer 
im Falle einer betriebsbedingten Kündigung wegen des Wegfalls der 
Beschäftigungsmöglichkeit aufgrund der Kündigung des Bewachungs­
auftrags dann kein Nachteil, wenn er von dem neuen Auftragnehmer 
weiterbeschäftigt wird. Diese für das Bewachungsgewerbe typische 
Fallgestaltung ist hinsichtlich des Anspruchs auf das Weihnächte- 
geld in der Weise geregelt, daß nach § 6 Ziffer 1 Buchst, a MTV 
die BetriebsZugehörigkeit beim bisherigen Auftragnehmer anzu­
rechnen ist und deshalb zu einem Anspruch auf volles Weihnachts­
geld gegenüber dem neuen Auftragnehmer führt.

Aus dem tariflichen Gesamtzusammenhang folgt damit, daß die 
Tarifvertragsparteien in § 15 Ziffer 3 Buchst, d MTV nur bei 
einer Kündigung aus Rationalisierungsgründen im rechtsterminolo­
gischen Sinne den Anspruch auf ein anteiliges Weihnachtsgeld be- 
gründen, diese aber entgegen der Auffassung des Klägers nicht in 
allen Fällen betriebsbedingter Kündigungen gewähren wollen.
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II. Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 Abs. 1

Matthes Dr. Freitag Hauck
Dr. Meyer Großmann

ZPO.
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